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Beschluss 
In dem Schiedsverfahren 
 

 

 

Antragstellerin A 
 
 
Verfahrensbevollmächtigte: B 
 
 
gegen 
 
 
Antragsgegnerin C  
 
Verfahrensbevollmächtigter: D 
 
 

 
 
 
 
hat die Schiedsstelle durch Frau Marewski als Vorsitzende sowie Herrn Mohaupt und 
Herrn Seeberg als Beisitzer aufgrund der mündlichen Verhandlung am 30. Oktober 2013 
 
 
b e s c h l o s s e n: 

 

1. Es wird festgestellt, dass die Eingruppierung der Mitarbeiterin E mit Antrag vom 

06.02.2013 der Antragsgegnerin C der Mitbestimmung nach § 42 c MVG unterliegt 

und diese nicht ordnungsgemäß erfolgt ist. 

 

2. Der Antragsgegnerin C wird aufgegeben es zu unterlassen, die Mitarbeiterin E zu 

vergüten ohne sie in ein des § 7 Abs. 4 Nr. 6 der Satzung des DWBO gemäßes 

Vergütungssystem einzugruppieren. 

 

 

Schieds- und  

Schlichtungsstelle DWBO e.V. 

II-22/13 
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G r ü n d e: 

 

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Eingruppierung einer Mitarbeiterin der Mitbestimmung 

der Antragstellerin unterliegt.  

 

Die Antragsgegnerin C betreibt ein Krankenhaus mit mehreren Abteilungen, die 

Antragstellerin A ist die bei ihr gebildete Mitarbeitervertretung.  

 

Unter dem 06.02.2013 leitete die Antragsgegnerin C das Mitbestimmungsverfahren mittels 

eines Formblatts „Personal-Einstellung“ bzgl. der Mitarbeiterin E als Oberärztin in der 

plastischen Chirurgie ein, wobei als Einstellungsdatum der 01.03.2013 und als Entgeltgruppe 

AT angegeben war. Dieses Formblatt wurde der Antragstellerin A zur Mitbestimmung bei 

Einstellung und Eingruppierung vorgelegt, hinsichtlich der Einstellung erklärte die 

Antragstellerin A ihr Einverständnis, hinsichtlich der Eingruppierung beantragte sie 

Erörterung am 14.02.2013. Letztere erfolgte am 16.05.2013 und wurde am 26.06.2013 von 

der Antragstellerin A für beendet erklärt, nachdem die Antragsgegnerin C ihr mit Schreiben 

vom 11.06.2013 mitgeteilt hatte, dass nach ihrer Rechtsauffassung bei der individuellen 

Gehaltsfindung ein Mitbestimmungsrecht der Antragstellerin A nicht bestünde. In der 

Folgezeit führte die Antragsgegnerin C das Mitbestimmungsverfahren nicht weiter. Mit ihrem 

am 02.07.2013 bei der Schiedsstelle eingegangenen Antrag begehrt die Antragstellerin A 

einerseits die Feststellung, dass die Eingruppierung der betreffenden Mitarbeiterin der 

Mitbestimmung unterliege und anderseits es zu unterlassen, die Mitarbeiterin ohne 

Eingruppierung zu vergüten. 

 

Sie ist der Auffassung, dass ein Mitbestimmungsrecht vorliegend bestehe, da in der Einrich-

tung ein bestimmtes Entgeltschema (für Ärzte) angewandt werde und Anhaltspunkte für 

einen individuell ausgehandelten Vertrag nicht bestünden.  

 

Die Antragstellerin A beantragt,  
 

1. festzustellen, dass die Eingruppierung der Mitarbeiterin E mit Antrag 

vom 06.02.2013 der Antragsgegnerin C der Mitbestimmung nach § 42 c 

MVG unterliegt und diese nicht ordnungsgemäß erfolgt ist. 
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2. Der Antragsgegnerin C wird aufgegeben, es zu unterlassen, die 

Mitarbeiterin E zu vergüten, ohne sie in ein des § 7 Abs. 4 Nr. 6 der 

Satzung des DWBO gemäßes Vergütungssystem einzugruppieren. 

 

Die Antragsgegnerin C beantragt, 
  
 die Anträge zurück zuweisen. 

 

Sie hält ein Mitbestimmungsrecht nicht für gegeben, da die Parteien des Arbeitsvertrages 

einen „ AT-Vertrag“ mit einer außertariflichen Eingruppierung oberhalb der höchsten Entgelt-

gruppe der Eingruppierungsordnung abgeschlossen hätten. Eine solche Vereinbarung sei 

der Mitarbeitervertretung lediglich mitzuteilen. Im Übrigen lege die feste Jahresvergütung 

ohne variable Bestandteile der Mitarbeiterin über A 2 aber unter A 3 der Anlage 8a AVR 

DWBO.  

 

 

 

Wegen des weiteren Vorbringens der Beteiligten wird auf den Inhalt der zwischen ihnen 

gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen ergänzend verwiesen. 

 

 

 

 

1. Der Antrag zu 1) ist zulässig und begründet. 

 

Der Antragstellerin A steht das erforderliche Rechtschutzinteresse für die begehrte 

Feststellung zu. Die Feststellung dient der zu klärenden Frage, ob in dem konkreten Fall der 

eingestellten Mitarbeiterin ein Mitbestimmungsrecht hinsichtlich der Eingruppierung besteht 

oder nicht. Es wird mithin eine Entscheidung über das Bestehen eines konkreten 

Rechtsverhältnisses, über Ansprüche und Verpflichtungen der Prozessparteien erstrebt und 

die Frage der Klärung zugeführt, welche rechtlichen oder wirtschaftlichen Folgen sich aus  
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der Nichtbeachtung eines Mitbestimmungsrechts ergeben können (vgl. zum 

Feststellungsinteresse bei Pflichtverstößen der Dienststellenleitung KGH EKD I-0124/U 21-

12 vom 29.10.2012). 

 

Der am 02.07.2013 bei der Schiedsstelle eingegangenen Antrag ist auch nicht verfristet.  Die 

Antragsgegnerin C hat das Mitbestimmungsverfahren zunächst ordnungsgemäß eingeleitet, 

in dem sie mit Hilfe des bei ihr verwendeten Formblatts die Mitarbeitervertretung sowohl über 

Einstellung als auch die Entgeltgruppe bzw. die Eingruppierung informiert hat und unter 

ankreuzen der Rubrik “Mitarbeitervertretung zur Mitbestimmung“ sowohl zur Einstellung als 

auch zur Eingruppierung das Votum der Antragstellerin A zu den vorgesehenen Maßnahmen 

einholen wollte. Der gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit einer Erörterung auf Wunsch der 

Mitarbeitervertretung, geäußert mit Schreiben vom 14.02.2013 ist die Antragsgegnerin C 

ebenfalls nachgekommen. Die am 16.05.2013 erfolgte Erörterung ist am 26.06.2013 von der 

Antragstellerin A für beendet erklärt worden. Erst mit Erhalt des Schreibens der 

Antragsgegnerin C vom 11.06.2013, wonach das Bestehen eines Mitbestimmungsrechts bei 

der Eingruppierung geleugnet wurde, konnte die Antragstellerin A davon ausgehen, dass das 

ordnungsgemäß begonnene Mitbestimmungsverfahren nicht von der Antragsgegnerin C 

weiter betrieben werden würde. Erst ab diesem Zeitpunkt und nicht etwa ab dem Datum der 

Einstellung der Mitarbeiterin beginnt die genannte Frist zu laufen, denn der Beginn eines 

möglichen Rechtsverstoßes i.S.v. § 61 Abs. 1 MVG EKD war erst zu diesem Zeitpunkt 

ersichtlich.  

Unabhängig davon ist der Antrag auch deshalb nicht verfristet, weil die Beschäftigung der 

Mitarbeiterin aufgrund der übertragenen Tätigkeit ohne Einleitung oder Fortführung des 

Mitbestimmungsverfahrens durch die Dienststelle, bezüglich der Eingruppierung noch 

andauert, so dass sich jeden Tag der Tatbestand der Verletzung des Mitbestimmungsrechts 

der Mitarbeitervertretung neu vollzieht, was zur Folge hat, dass die Frist des § 61 Abs. 1 

MVG EKD täglich neu zu laufen beginnt (KGH EKD I-0124/R 48-09 vom 12.04.2010). 

 

Das Mitbestimmungsrecht der Antragstellerin ergibt sich aus § 42 c MVG EKD. Danach hat 

die Mitarbeitervertretung ein eingeschränktes Mitbestimmungsrecht hinsichtlich der 

Eingruppierung von Mitarbeitern. Grundsätzlich unterliegt auch die Ein-und Umgruppierung 

von AT-Mitarbeitern innerhalb einer Vergütungsordnung der Mitbestimmung der 

Mitarbeitervertretung. Dies gilt insbesondere dann, wenn die Dienststellenleitung bei der  
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Eingruppierungsprüfung zu dem Ergebnis gekommen ist, dass die in Frage stehende 

Tätigkeit Anforderungen stellt, welche die Tätigkeitsmerkmale der obersten 

Vergütungsgruppe übersteigen. Denn in diesem Fall könnte die Mitarbeitervertretung 

einwenden, dass die vorgesehene Tätigkeit tatsächlich geringere Qualifikationsmerkmale 

aufweist und deshalb doch nicht über der obersten Vergütungsgruppe liegt (Brachmann in 

Berliner Kommentar zum MVG EKD § 42 Anm. 118). Die Mitbestimmung der 

Mitarbeitervertretung bei Eingruppierungen stellt ein Mitbeurteilungsrecht im Sinne einer 

Richtigkeitskontrolle dar und dient der einheitlichen und gleichmäßigen Anwendung der 

Vergütungsordnung in gleichen und vergleichbaren Fällen, damit der innerbetrieblichen 

Lohngerechtigkeit und der Transparenz der betrieblichen Vergütungspraxis (BAG vom 

02.04.1996, NZA 1996, 1105). Nur dann, wenn es an einer betrieblichen Lohn- oder 

Gehaltsgruppenordnung gänzlich fehlt, verneint das Bundesarbeitsgericht eine 

“Eingruppierung“. Vorliegend wird in der Einrichtung der Antragsgegnerin die AVR DWBO 

angewandt bzw. die Regelung der Vergütung der Mitarbeiter auf der Grundlage dieses 

Werks vorgenommen. Hierüber besteht zwischen den Beteiligten auch kein Streit, zumal die 

Antragsgegnerin behauptet hat, dass die Jahresvergütung der betreffenden Mitarbeiterin 

zwischen der Vergütungsgruppe A 2 und A 3 der Anlage 8a AVR DWBO liege. In diesem 

Fall, dass heißt im Falle der Anwendung eines bestimmten Entgeltschemas in der 

Dienststelle, unterliegt die vorgesehene Eingruppierung und auch die Feststellung des 

Arbeitgebers, der Arbeitnehmer werde übertariflich bezahlt, der Mitbestimmung (KHG EKD 

vom 26.03.2007 II-0124/M 10-06).  

Durch die Festlegung der Entgelthöhe für die Mitarbeiterin ohne vorherige Beteiligung der 

Mitarbeitervertretung hat die Antragsgegnerin deren Beteiligungsrechte verletzt, so dass dem 

Feststellungsantrag statt zugeben war.  

 

 

2. Der Unterlassungsantrag ist ebenfalls zulässig und begründet. 

 

Dieser Antrag ist darauf gerichtet, der Antragsgegnerin die Fortführung der 

mitbestimmungswidrig geschaffenen Fakten einer Eingruppierung ohne 

Mitbestimmungsverfahren zu untersagen. Der Unterlassungsanspruch begründet sich zum 

einen aus dem Gebot der vertrauensvollen Zusammenarbeit zwischen Dienstgeber und 

Mitarbeitervertretung und zum anderen direkt aus dem verletzten  
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Mitbestimmungstatbestand. In derartigen Fällen können die Mitarbeitervertretungen das 

Kirchengericht anrufen und die Unterlassung der mitbestimmungswidrigen Maßnahme 

verlangen (Fey/Rehren, Kommentar zum MVG EKD § 38 Anm. 41 a).  

 

Nach alledem war dem Unterlassungsantrag stattzugeben. 

 

 

 

 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g  

 

Gegen diese Entscheidung ist das Rechtsmittel der Beschwerde gemäß § 63 Abs. 1 MVG 

EKD in der derzeit noch für das DWBO geltenden Fassung gegeben.  

 

 

 

 

 

Berlin, 30.Oktober 2013 

 

 

 

gez. M a r e w s k i 

 

 


